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Ausdehnung der Rechtshilfe bei Fiskaldelikten:
• Teilrevision des Rechtshilfegesetzes vom 20. März 1981
• Ubernahme der Zusatzprotokolle des Europarats vom 17. März 1978 zum

Europäischen Auslieferungsübereinkommen und zum Europäischen Uber
einkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (SEV Nr. 098 und Nr. 099)
ohne Fiskalvorbehalt:

Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren Regierungsräte

Der Bundesrat hat das EJPD am 15. Juni 2012 beauftragt, bei den Kantonen, den
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden,
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft
und den interessierten Kreisen ein Vernehmiassungsverfahren im Zusammenhang
mit der Ausdehnung der internationalen Rechtshilfe bei Fiskaldelikten durchzuführen.

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 8. Oktober 2012.

Den Ausgangspunkt der Vernehmiassungsvorlage bildet der Entscheid des Bundes
rats vom März 2009, im Bereich der internationalen Amtshilfe die Standards von Arti
kel 26 des OECD-Musterabkommens zu übernehmen und die Zusammenarbeit bei
der Amtshilfe auf Fälle von blosser Steuerhinterziehung auszudehnen. Die Umset
zung sollte durch den Abschluss neuer oder revidierter Doppelbesteuerungsabkom
men erfolgen.

Der bundesrätliche Beschluss hatte für die Schweiz zur Folge, dass künftig Amtshilfe
in Fällen von Steuerhinterziehung geleistet werden kann, in denen das geltende
Recht eine Zusammenarbeit im Bereich der Rechtshilfe ausschliesst. Dieser Um
stand bewog den Bundesrat am 29. Mai 2009 zum Grundsatzentscheid, das Rechts
hilferecht an die internationale Amtshilfe anzupassen und die internationale Rechts
hilfe mittels Staatsverträgen auf Fiskaldelikte auszuweiten. Mit dieser Anpassung
wollte der Bundesrat eine kohärente internationale Zusammenarbeit bei den Fiskal
delikten gewährleisten.

Da sich der bilaterale Weg bei der internationalen Rechtshilfe als zu langwierig und
nicht zielführend erwies, entschied sich der Bundesrat am 29. Juni 2011 für eine An
passung der gesetzlichen Grundlagen und für die Übernahme der einschlägigen In-



strumente des Europarats. Er beauftragte das EJPD, eine Vernehmiassungsvorlage
zur Änderung des Fiskalvorbehaits im Rechtshilfegesetz und zur Übernahme zweier
Zusatzprotokolle des Europarats vom 17. März 1978 zu den Europäischen Überein
kommen über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen (SEV 098 und
099) ohne Fiskalvorbehalt vorzubereiten.

Den zentralen Punkt der Revisionsvorlage bildet die Aufhebung des Fiskalvorbehalts
in Artikel 3 Absatz 3 des Rechtshilfegesetzes gegenüber Staaten, mit denen die
Schweiz ein neues oder revidiertes Doppelbesteuerungsabkommen nach dem
OECD-Musterabkommen anwendet. Parallel dazu ist bei den einschlägigen Instru
menten des Europarats einerseits der Rückzug des Fiskalvorbehalts im Zweiten Zu
satzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen (SEV 098) und ande
rerseits die Ratifikation des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen (SEV 099) ohne Fiskalvorbehalt vorgesehen.

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Vorentwurf zur Teilrevision des Rechtshil
fegesetzes und zum Bundesbeschluss betreffend die Übernahme der einschlägigen
Zusatzprotokolle des Europarats samt Erläuterungen zur Stellungnahme.

Zusätzliche Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können Sie über die lnter
netadresse http://www.admin.ch/ch/d/qg/pc/pendent.html beziehen.

Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme an:
Bundesamt für Justiz
Direktionsbereich Internationale Rechtshilfe
Bundesrain 20
3003 Bern.

Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens.

Mit freundlichen Grüssen

s
Simonetta Sommaruga
Bundesrätin
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Beilagen:
- Vernehmiassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i)

ZH, LU, UR, SZ, 0W, NW, GL, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, Al, SG, AG, TG: d
VD, NE, GE, JU: f
BE, FR, VS: d, f
GR:d,i
TI: 1

- Zusatzprotokoll vom 17. März 1978 zum Europäischen Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen (d, f, i)

- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i)
- Medienmitteilung (d, f, i)
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